Name:

Dienststelle:

Polizeipräsidium Frankfurt (Oder)

Frau Lindner

Nuhnenstraße 40

15234 Frankfurt (Oder)

AZ: S6B 3.1. - ______

Zahlung Bekleidungszuschuss/Fahndungskostenpauschale

Sehr geehrte Frau Lindner, sehr geehrte Damen und Herren,

mit Erlass des Innenministeriums von Oktober 2003, Geschäftszeichen: IV/1.5.21.-5305, wurde darauf hingewiesen:

Zitat: 

„Die im 4. Kommissariat der Kriminalpolizei der Polizeipräsidien, im Kommissariat "Kriminaltechnik/Erkennungsdienst" der Kriminalpolizei in den Schutzbereichen und im Dezernat 45 des Landeskriminalamtes beschäftigten "Bediensteten Tatortdienst/ Kriminaltechnik", soweit sie regelmäßig Außendienst verrichten, sind nicht grundsätzlich vom anspruchsberechtigten Personenkreis nach Nummer 1.1 des Runderlasses über den Bekleidungszuschuss für Polizeivollzugsbeamte und nach den Nummern 1.1 und 1.1.1 des Runderlasses über die Gewährung einer Fahndungskostenentschädigung ausgeschlossen.

Entgegen stehende innerbehördliche Entscheidungen sind daher zu überprüfen und gegebenenfalls zurück zu nehmen….“

Auf Grund dieses Erlasses gehe ich davon aus, dass Sie Ihren Bescheid vom 24. Juli 2003 aufheben und die Zahlung des Bekleidungszuschusses/der Fahndungskostenpauschale rückwirkend wieder anweisen.

Da in dieser Sache bereits Klage beim Verwaltungsgericht eingereicht ist, sollte der entsprechende Bescheid bis zum 01.12.2003 vorliegen, dass weitere Kosten vermieden werden können.

Mit freundlichen  Grüßen
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Unterschrift 

